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Mut zahlt sich aus
Zwei Auszubildende der AWO
Magdeburg klagen auf ange -
mes sene Vergütung – mit Erfolg.

Wie hoch ist eine angemessene
 Ver gütung in der Altenpflege -
ausbildung?

Dies wurde auf einer Mitglieder -
versammlung der AWO Magdeburg
im Mai 2016 diskutiert. Die Ver -
gütung der Auszubildenden in der
Altenpflege im öffentlichen Dienst,
hieß es damals, ist angemessen, 
weil sie per Tarifvertrag geregelt ist.
Nur: Es gibt in Sachsen-Anhalt nur
sehr wenige Altenpflegeeinrich tun -
gen, die den Tarifvertrag des öffent -
lichen Dienstes (TVöD-B) anwenden.

Zwei Auszubildende im dritten
Ausbildungsjahr der AWO Magde -
burg haben jedenfalls die Tarif vergü -
tung mit ihren eigenen Vergütungen
von monatlich 525 Euro verglichen.
Schnell wurde klar, dass sie erheblich
schlechter entlohnt wurden.

Die beiden Auszubildenden
mach ten eine angemessene Ver -
gütung geltend. Im Juni 2016 gab 
es zunächst grünes Licht aus der
Personalabteilung der AWO. Danach
hätten die jungen Kollegen rund 400

Euro monatlich mehr in der Tasche
gehabt. Doch das Angebot wurde
kurz danach zurückgezogen. Die
 Lei tungs  ebene hatte sich einge -
schaltet.

Die AWO entschied nun, dass
alle Auszubildenden ab 1. August
2016 eine bessere Vergütung be -
kommen sollten. Doch diese neue
Ausbildungsvergütung liegt je nach
Ausbildungsjahr noch immer 423 bis
460 Euro unter der des öffentlichen
Tarif vertrages.

Die beiden mutigen jungen
Kollegen, die zum Zeitpunkt der 
von ihnen angestoßenen Erhöhung 
der Ausbildungsvergütung ihre  Aus   -
bil  dung bereits beendet hatten,
beschlossen daraufhin, vor dem
Arbeitsgericht Magdeburg zu klagen.
Mit Erfolg: Die AWO Magde burg 
bot beiden je für die drei Aus -
bildungs jahre eine Nachzahlung 
von 6650 Euro an. Nachahmens-
wert! b

Christine Stoffl

Diagnose bekannt – Behandlung verweigert. Der Fachkräfte -
mangel in der Altenpflege ist mittlerweile chronisch. Seit Jahren
werden dennoch die Arbeitsbedingungen nicht besser und der
Beruf damit nicht attraktiver. Das wissen die Arbeitgeber und
Verantwortlichen in der Politik. Trotzdem handeln sie nicht.

ver.di fordert für die Altenpflege:

• gesunde Arbeitsbedingungen, damit auch Altenpflegerinnen verlässliche
Arbeitszeiten haben.

• eine bundeseinheitliche Personalbemessung, damit die Pflegebedürftigen
gut versorgt sind und die Pflegerinnen nicht überfordert werden.

• gute Ausbildung, damit die Auszubildenden lernen, diesem anspruchs -
vollen und verantwortungsvollen Beruf gerecht zu werden.

• mehr Ausbildungsplätze, damit überhaupt mehr junge Leute diesen Beruf
wählen können.

• eine angemessene Bezahlung, damit der Beruf attraktiver wird. b

Chronisch!

„es schön ist, Verantwortung
zu übernehmen und Men -
schen zu betreuen, die sich
dadurch sicher und geborgen
fühlen. Aber es muss endlich
der Druck genommen werden
von den Pflegekräften. Ent -
lastung und Unterstützung
muss von Seiten der Politik,
Krankenkassen bzw. Pflege -
kassen kommen. Und für die
Ausbildung muss auch neben
der Arbeit Zeit sein.“

Tanja Döhring, 
Sprecherin der Bundesfach -
kommission Altenpflege.
https://gesundheit-soziales.
verdi.de/mein-arbeitsplatz/
altenpflege

Ich liebe meinen
Beruf, weil 
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Foto (von links nach rechts): Rechtssekretär Stefan Wolff,
Sebastian Lübke und Sebastian Sell – beide Altenfach kräfte –
und die BR-Vorsitzende der AWO Magdeburg, Angelika Böhm. 
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Der Bundestag hat am 1. Dezem -
ber 2016 das Pflege stärkungs -
 gesetz III verabschiedet. Kurz
zuvor hatten Union und SPD
 hinter verschlossenen Türen den
Gesetzentwurf noch geändert.
ver.di erklärt, worum es geht.

Was hat die Große Koalition am
Gesetz geändert?

Vor allem: Erstens sollen auch tarif -
lose Einrichtungen Gehälter bis zur
Höhe des Tarifniveaus refinanziert
bekommen. Zweitens können sie bei
Vorliegen eines „sachlichen Grun -
des“ über Tarif bezahlen. Drit tens

müssen die Unternehmen nachwei-
sen, dass sie das Geld der Pflege -
kassen und Sozial hilfeträger tatsäch-
lich für Personal verwenden (Sozial -
gesetzbuch XI, §§ 84, 85 und 89). 

Wenn Pflegeeinrich tungen
Beschäftigte besser bezahlen
können, ist das doch gut. Oder?

Natürlich ist das gut, wenn Be -
schäftigte in der Altenpflege mehr
bekommen. Nur, dem Gesetzgeber
geht es gar nicht darum, alle besser
zu bezahlen. Er überlässt es den
Leitungen der Einrichtung wem sie
mehr Geld geben wollen. Unsere
Erfahrung ist, dass es dann nur
wenige im Betrieb bekommen, z.B.
die der Arbeitgeber am Arbeits markt
gerade schwer findet. Oder er will
einzelne Beschäftigte belohnen. 
Das finden wir ungerecht und es 
hat mit guter Leistung nichts zu tun.

Warum bekommen nicht alle
Beschäftigten mehr Geld?

Weil der Gesetzgeber die Leis tungen
der Pflegekassen gedeckelt hat.

Arbeitgeber sparen dann meist bei
den geringer qualifizierten Be schäf -
tigten. In Einrichtungen mit Tarif -
vertrag achten wir auf gerechte
Löhne für alle Beschäftigtengruppen.

Wie ist ein höheres Lohnniveau
in der Branche zu finanzieren?

Eine Bürger versiche rung (gesund-
heit-soziales.verdi.de), in die alle
Einkom mens arten ein be zogen sind,
könnte die Sozialver siche   rungen
finanziell breiter auf stellen. Die
Pflege versicherung sollte das Pflege -
risiko in Zukunft voll ab sichern –
ähnlich wie in der gesetz lichen
Krankenversicherung.

Das Gesetz gesteht den Unter -
nehmen explizit die Mög lich-
keit zu, Gewinne zu erzielen. 
Was sagt ver.di dazu?

Gewinnstreben pur ist für die Pflege -
bedürftigen und für die Be schäf tig -
ten eine Bedrohung. Dem Gewinn -
streben muss eine Qualitäts sicherung
für die Pflegebedürftigen und eine
Mindestpersonalbesetzung gegen-

Änderungen in letzter Minute

Das Pflegestärkungsgesetz III
soll die Kommunen in der
Steue rung der Pflege stärken.
Aus reichendes Personal 
garantiert es aber nicht.

Im Prinzip ist das dritte Pflegestär -
kungs gesetz (PSG) der schwarz-roten
Bundesregierung ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung. Es
regelt die Koordination, Kooperation
und Steuerung in der Pflege. Hier
räumt das Gesetz den Kommunen
künftig eine wichtige Bedeutung ein.
Das ist aus Sicht von ver.di gut so.

Denn die überwiegende Zahl der
Pflegebedürftigen möchte so lange
wie möglich selbstbestimmt leben
können – zuhause und/oder bei 

der Familie, sagt Dietmar Erdmeier,
Gewerkschaftssekretär Gesund heits -
politik beim ver.di-Bundesvorstand.
Allerdings wüssten viele nicht,
 welche Leistungen ihnen zustehen.
Also seien Beratungs stellen in den
 Kom munen sinnvoll. Die Kommunen
müssten künftig mit den Pflege -
kassen im Sinne der Pflegebedürf -
tigen gut kooperieren. Aber auch 
die Unabhängigkeit in der Beratung
müsse gewahrt bleiben. Denn die
Kommunen übernehmen als Träger
der Sozialhilfe oft auch Kosten für
die Pflegebedürftigen.

Doch eine gute Beratung allein
garantiert noch keine gute Ver -
sorgung. „Das Gesetz greift zu kurz,
weil das entscheidende Instrument

fehlt“, kritisiert ver.di-Bundesvor -
stands mitglied Sylvia Bühler. „Wir
brauchen unverzüglich verbindliche
bundesweite Personalvorgaben.
Diese müssen sich am konkreten
Bedarf der pflegebedürftigen Men -
schen orientieren.“ Ansonsten
bleibe alles nur Stückwerk.

Um die Pflegeversicherung fi -
nan ziell zukunftsfähig zu machen,
fordert ver.di die Bürgerversiche -
rung. Damit Pflegebedürftige
 qualitativ besser, verlässlicher und
sozial gerechter versorgt werden,
ist die Weiterentwicklung der
Teilkostenversicherung zur Pflege -
vollversicherung notwendig. b

Dietmar Erdmeier

Gute Beratung allein ist nicht alles

Ein bunter Gruß für eine
gesunde Altenpflege
Was haben der Buß- und Bettag
mit dem Personalmangel in der
Pflege zu tun? Der ursprünglich
arbeitsfreie Feiertag wurde 1995
abgeschafft, um so den Arbeit -
geberbeitrag für die Pflege ver -
siche rung zu finanzieren. Trotzdem
ist die Altenpflege alles andere als
auskömmlich finanziert: Fast die
Hälfte der Bewoh ner*innen in der
stationären Altenpflege müssen
Sozialhilfe beantragen. Der Wer-
ist-billiger-Wettbewerb führt zu
Personal einsparungen, überlaste-
ten Beschäftigten, teils zu Armuts -
löhnen und damit zu einem massi-
ven Personalmangel. Am Buß- und
Bettag 2016 forderte ver.di daher
mit mehr als 35.000 Postkarten
die schnelle Umsetzung einer bun-
deseinheitlichen Personalbemes -
sung sowie die Finanzierung einer
Pflegevollversicherung. b

ver.di-Aktion

übergestellt werden. Sonst drohen
schlechte Pflege und miserable
Arbeitsbedingungen. Und natürlich
sind Tarifverträge bei gewinn -
orientierten Arbeitgebern besonders
wichtig.

Gibt es Gesetzesänderungen,
die ver.di begrüßt?

Ja. Die Träger müssen nun nach -
weisen, dass sie für Personal vor -
gesehenes Geld auch tatsächlich für
Personal verwenden. Und durch die
Refinanzierung der Vergütung bei
tariflosen Trägern haben sie nun
 kei nen Grund mehr, die Beschäftig -
ten nicht angemessen zu entlohnen.
b

Antworten von Dietmar Erdmeier
und Niko Stumpfögger
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Wer pflegt uns morgen?
Massiver Fachkräftemangel in
der Altenpflege droht.

Kann mal jemand den Notruf drü-
cken? Die Politik muss jetzt handeln.
Der Pflegebedarf in Deutschland
steigt in den nächsten 15 Jahren
massiv an. 2030 werden voraus -
sichtlich 3,4 Millionen Menschen
 pflegebedürftig sein. Zugleich wird
es wegen der geburtenschwachen
Jahrgänge weniger Nachwuchs für
die Arbeitswelt geben. Und jeder
junge Mensch dürfte es sich gut
überlegen, ob er oder sie in die
Pflege geht.

Denn attraktiv geht anders. Die
Arbeitsbedingungen in der Alten -
pflege sind alles andere als top. Die
meisten Beschäftigten arbeiten
Teilzeit – die Hälfte aller Pflegefach -
kräfte und 60, 70 Prozent der
Hilfskräfte. Auch, weil der Job kör-
perlich und seelisch so anstrengend
ist, dass viele Vollzeit gesundheitlich
nicht schaffen.

Schichtarbeit, Überstunden,
Holen aus dem Frei, Nachtarbeit,
Personalabbau, verschlepptes Be -
setzen freier Stellen – das alles kann
krank machen. Nicht selten arbeiten
Pflegekräfte fünf oder sechs Wochen
ohne einen freien Tag. Die Folge:
Depressionen, Schlafstörun gen,
 chronische Schmerzen und andere
psychosomatische Erkrankun gen. Im
Fehlzeiten-Report des Wissenschaft -
lichen Instituts der AOK von 2013
lagen Altenpflegekräfte mit 25,1
Fehltagen pro Jahr auf Platz 4 aller
Berufe.

Es braucht also mehr Personal.
ver.di hat deshalb eine einheitliche,
bundesweite Personalbemessung
angestoßen – mit Erfolg. Die Politik
will bis 2020 eine Studie zur Um -
setzung vorlegen. Doch die Pflegen -
den brauchen sofort Entlastung:
ver.di fordert deshalb einen Personal -
schlüssel von 1:2 Pflegekräften pro
Bewohner. Eine schnelle Bereit -
stellung von Finanzmitteln empfiehlt

eine wissenschaftliche Studie, die
ver.di zu diesem Thema in Auftrag
gegeben hat.

Denn es gibt nicht nur zu wenige
Pflegekräfte, sie werden auch zu
schlecht bezahlt. Schlechter als alle
anderen Arbeitskräfte im Land. Bei
den Fachkräften in der Altenpflege
sind es minus 10,6 Prozent. Bei den
Helfern in der Altenpflege sind es
minus 8,4 Prozent im Osten und

sogar fast 15 Prozent weniger im
Westen. Wundert sich da noch je -
mand über den Fachkräftemangel?

Aber der Blick auf die Löhne
zeigt auch: Tarifgebundene Arbeit -
geber zahlen deutlich besser. Mehr
davon! – dafür kämpft ver.di zusam-
men mit den Beschäftigten vor Ort.
b

Judith Lauer

„Realitätscheck nötig“
Das neue Jahr hat neue Ein -
stufungen für Pflege bedürftige
gebracht. ver.di sieht die Re -
form mit gemischten Gefühlen.

infopost: Seit Januar gelten
die neuen Pflegegrade. Ist das
gut so?

Michael Musall, ver.di-Sekretär
FB3: Unbedingt. Endlich wird die
eingeschränkte Alltagskompetenz
angemessen berücksichtigt. Früher
hat der Medizinische Dienst nur
geprüft, ob sich jemand noch anzie-
hen, waschen und etwas kochen
kann. Bei mindestens 90 Minuten
Pflegebedarf gab es dann die Pflege -
stufe 1. Diese Minutenbegut achtung
findet nicht mehr statt. Nun wird
geprüft, welchen Bedarf an Zuwen -
dung und Pflege jemand tatsächlich
hat. Das ist viel angemessener und
entspricht einer alten ver.di-
Forderung!

Ist die neue Regelung durch-
gängig so positiv? 

Nein, manches muss sich erst
dem Realitätscheck stellen. Ein
Beispiel: Früher gab es unterschied -
liche Höhen der Zuzahlungen – je
höher im Pflegebedarf, umso mehr
musste man selbst oder die Sozial -
kasse zuzahlen. Nun ist die Zuzah -
lung in jedem Pflegegrad gleich. 

Klingt erst mal gut.
Schon, aber das kann unter-

schiedliche Effekte haben: Es könnte
sein, dass Angehörige ihren Pflege -
bedürftigen lieber zuhause behalten,
weil ihnen die Zuzahlung im Heim
zu hoch ist. Angehörige könnten
nun Höherstufungen problemloser
zustimmen, da sie keine höhere
Zuzahlung befürchten müssen. Aber:
Es kann auch sein, dass die Sozial -
ämter auf sie angewiesene Men -
schen mit anerkannten Pflegegrad 2
vom Heim fern halten wollen, da

hier die Zuzahlung für die Ämter
höher sein wird.

Wie geht ver.di mit dieser
Situation um?

Wir wollen nach hundert Tagen
in ausgewählten Betrieben bundes-
weit eine Bestandsaufnahme
machen – um zu sehen, wie sich das
neue Gesetz bewährt.

Was bedeuten die neuen
Pflege  grade für die Beschäf -
tigten?

Auch das ist zweischneidig. Gut
ist: Den neuen Pflegebedingungen
wird man nur mit mehr Personal
gerecht. Hier entstehen also neue
Arbeitsplätze. Andererseits: Wir
haben ja jetzt schon zu wenige
Arbeitskräfte im Pflegemarkt. Wo
sollen die plötzlich herkommen? 

In Berlin haben die Vertrags -
partner (Senat, Kassen und Heime)
durchschnittlich nur drei zusätzliche

Stellen pro 100 Bewohner geschaf-
fen. Das reicht hinten und vorne
nicht.

Viele Arbeitgeber werben aus-
ländische Pflegekräfte an?

Ja, aber wer soll die Pflege -
bedürftigen in Spanien oder anders-
wo versorgen, wenn wir die Arbeits -
kräfte von dort abziehen? 

Nein, wir kommen um attrak -
tivere Arbeitsbedingungen hierzu -
lande nicht herum, damit auch
 wieder mehr junge Leute in die
Altenpflege gehen. b

Fragen: Uta von Schrenk

Michael Musall

Fo
to
: v

er
.d
i

Fo
to
: W

er
ne

r B
ac

hm
ei
er



ver.di-Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kircheninfopost Altenpflege

4

Impressum
V.i.S.d.P.: ver.di Fachbereich 3
Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste,
Wohlfahrt und Kirchen
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin
Verantwortlich: Sylvia Bühler 

http://altenpflege.verdi.de

Redaktionsrat: Detlev Beyer-Peters, 
Dietmar Erdmeier, Judith Lauer, Norbert
Proske, Hajo Schneider, Christine Stoffl 

Redaktion: Uta von Schrenk

Layout: einsatz, Wolfgang Wohlers

Druck: Druckerei Bunter Hund, Berlin
Auflage: 8000 • März 2017

Maßnahmen der 
ver.di-TherapieHeilmittel nach Maßgabe

des Kataloges:
Bei Unterbezahlung als Auszubildende
in der Altenpflege nehmen Sie Kontakt
mit ver.di auf: https://www.verdi.de/
wegweiser/verdi-finden

Diagnose: Ein Arbeitgeber in der Altenpflege liegt mit seiner Aus -
zubildenden vergütung mehr als zwanzig Prozent unterhalb des
Tarifvertrages für Auszubildende des Öffentlichen Dienstes (TVAöD).
Er zahlt z.B. im ersten Ausbildungsjahr weniger als 832,55 Euro
(brutto).

Therapieziele: Die Patient*in sollte ihre Gehaltsabrechnung mit
dem TVAöD abgleichen. Liegt das Gehalt mehr als zwanzig Prozent
unterhalb des entsprechenden Niveaus des TVAöD, verspricht der
Gang zu ver.di Besserung: Das Altenpflegegesetz besagt, dass Aus -
zubildenden eine angemessene Ausbildungsvergütung zu zahlen 
ist. Die Rechtsprechung betrachtet den branchenüblichen Tarif 
als angemessen. Dies ist der TVAöD. Leider akzeptiert die Recht -
sprechung eine Minderzahlung von bis zu 20 Prozent. Liegt das
Gehalt jedoch noch unter diesen minus
20 Prozent, können ver.di-Mitglieder
mit Unterstützung ihrer Gewerk schaft
eine Geltendmachung an den Arbeit -
geber richten und eine angemessene
Ausbildungsvergütung einklagen.

Die neuen Personalrichtwerte
für die Hamburger Pflegeheime
sind ein Schritt in die richtige
Richtung.

Seit dem 1. Januar 2017 sollen nach
dem neuen Rahmenvertrag für Per -
sonalrichtwerte für die Ham burger
Pflegeheime etwa 540 Kräfte mehr
für die Pflegebedürftigen da sein. 
An die Stelle eines Korridors für die
Personalrichtwerte tritt nun ein fester
Personalschlüssel pro Bewohnerin/
Bewohner. Der Personalschlüssel für
die Einrichtung wird in der Vergü -
tungs vereinbarung mit der einzelnen
Einrichtung ausgewiesen. Hamburg
hat damit als erstes Bundesland
einen neuen Rahmenvertrag zur
Umsetzung des Pflegestärkungs -
gesetzes II auf der Grundlage des
neuen Pflege bedürftig keits begriffs
vereinbart.

Seine Wirkung im Sinne der
 pflegebedürftigen Menschen kann
die Reform aber nur dann entfalten,
wenn Personal zur Verfügung steht,
um die neuen Pflegekonzepte auch
umzusetzen. Die neue Rahmen -
vereinbarung ist ein Schritt in die
richtige Richtung. Ob sie aber aus-
reicht, den tatsächlichen Bedarf an
Pflegekräften ab Januar 2017 zu
gewährleisten, darf bezweifelt wer-
den. Für eine Hamburger Pflege -
einrichtung mit 100 Plätzen 
würde die Neuregelung etwa drei
Vollzeitkräfte mehr für die Pflege -

bedürftigen bedeuten. Grundlage für
den Rahmenvertrag war nicht die
Erhebung des tatsächlichen Personal -
aufwandes durch den neuen Pflege -
begriff, sondern rein statistische
Berechnungen auf Basis der Pflege -
statistik 2013 für Hamburg – damals
12.650 Beschäftige in 193 voll -
stationären Pflegeeinrichtungen.

Nach den Vorstellungen der Ver -
tragspartner soll der errechnete
Mehrbedarf von 540 neuen Stellen
in der Praxis dadurch gedeckt wer-
den, dass Teilzeitbeschäftigte in der
Pflege ihre Arbeitszeit aufstocken.
Außerdem soll der Bedarf durch
künf tige Auszubildende gedeckt
 werden. 

Mehr Personal darf aber nicht
nur angekündigt werden, sondern
muss am Ende auch tatsächlich als
ein Mehr an Stellen in den Pflege -
heimen ankommen. Zudem fehlt es
bisher an geeigneten Instrumenten,
den Mehrbedarf auch konkret in 
den Heimen zu erheben.

ver.di erwartet vom Hamburger
Senat die politische Initiative, eine
bundeseinheitliche Regelung der
Personalrichtwerte voranzubringen.
Das ist überfällig. b

Norbert Proske

http://www.hamburg.de/
fachinformationen-pflege/1666
240/rahmenvereinbarungen/

Geht doch!

Fachtagungen

Überleitung in die neue Ent -
gelt ordnung des TVöD-VKA
  3.4.– 5.4.2017   in Koblenz
10.4.– 12.4.2017 in Gladenbach
22.5.– 24.5.2017 in Saalfeld
12.6.– 14.6.2017 in Mosbach

19. und 20. Juni 2017
Fachtagung für gesetzliche
Interessenvertretungen in
der Altenpflege in Dortmund

https://www.verdi-bub.de
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